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01 Energetische Gebäudesanierung mit einer Energiesparprämie fördern 

Im Einvernehmen mit der Deutschen Steuergewerkschaft (DSTG) befürwortet der 

BRH Seniorenverband die mit dem "Gesetz zur steuerlichen Förderung von 

energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden" geplante 

Direktförderung. Neben dem geplanten Atomausstieg bis Ende 2022 und 

Maßnahmen zur Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien an der 

Stromerzeugung sollen über das Steuerrecht Anreize für eine energetische 

Gebäudesanierung geschaffen werden, um im Gebäudebereich gezielt 

Energieeinspareffekte zu realisieren und damit einen Beitrag zur Verminderung des 

CO

2

-Ausstoßes zu leisten. Notwendig dafür ist es jedoch, dass eine möglichst große 

Anzahl von Wohnungseigentümern energetische Modernisierungsmaßnahmen an 

ihren Gebäuden freiwillig durchführt, denn eine rechtliche Verpflichtung dazu besteht 

nicht.  

Das politische Ziel wird nach Ansicht des BRH Seniorenverbandes mit einer direkten 

und zielgenaueren Förderung energetischer Sanierungsmaßnahmen wirkungsvoller 

erreicht als über den „indirekten“ Weg des Steuerrechts. Bereits heute gibt es 

Förderprogramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für bauliche 

Maßnahmen zur Energieeinsparung und Minderung des CO

2

-Ausstoßes, die sich im 

Wesentlichen mit den geplanten Voraussetzungen zur steuerlichen Förderung 

decken. Diese Programme sollten erweitert und finanziell aufgestockt werden, denn 

anders als die Förderung über steuerliche Vergünstigungen lassen sich mit 

zielgenaueren und ausgewogenen Hilfen mehr Wohnungseigentümer erreichen.  
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Kritisch anzumerken ist auch, dass sich die steuerliche Förderung wegen des 

progressiven  Steuersatzes in unterschiedlicher Weise auswirkt. Im Bereich des 

Grundfreibetrages (etwa bei vielen Rentnern und Rentnerinnen) ergäbe sich gar 

kein Entlastungspotential, während im Höchststeuersatzbereich sich nahezu eine 

hälftige Amortisation durch eine Steuerrückzahlung ergäbe. Dies ist im Hinblick auf 

vergleichbare Sanierungsaufwendungen – mit entsprechendem energetischen 

Einsparpotential - nicht gerechtfertigt. Bei einer direkten Subvention bzw. Förderung 

können hingegen Durchschnitts- und Spitzenverdiener in gleicher Weise von den 

Vergünstigungen partizipieren. Es sei hier nochmals an die Abwrackprämie erinnert, 

die solche unsozialen Verwerfungen nicht kannte. 

Wie der Bundesrat so schlägt auch der BRH Seniorenverband vor, über eine 

Zulagenregelung sicherzustellen, dass jeder Steuerpflichtige, der die gesetzlichen 

Anspruchsvoraussetzungen erfüllt, gleichermaßen entlastet wird. Von den 

steuerrechtlichen Vergünstigungen würden damit nur diejenigen Steuerpflichtigen 

profitieren, die Bestandsgebäude komplett und mit einem hohen finanziellen 

Aufwand sanieren - Einzelsanierungsmaßnahmen, wie z. B. Fenster-, Dach- oder 

Heizungsanlagenerneuerungen hätten nicht die energetischen Auswirkungen, um die 

geforderten hohen Energieeinsparvolumina zu erreichen. Die Anzahl von 

Gebäudeeigentümern, die mit hohem finanziellen Aufwand Sanierungsmaßnahmen 

beauftragt, dürfte überschaubar bleiben und sich auf zahlungskräftige gewerbliche 

Vermieter beschränken – Kleinvermieter und Selbstnutzer könnten hingegen nicht 

von den steuerlichen Subventionen partizipieren.  

Will der Gesetzgeber eine CO

2

-Reduzierung über eine breit angelegte 

Gebäudesanierungskampagne in Deutschland erreichen, sollten die gesetzlichen 

Voraussetzungen dafür so angelegt sein, dass sowohl umfassende Sanierungen als 

auch Einzelmaßnahmen gefördert und damit der Kreis der Begünstigten breiter als 

bisher angelegt wird. Dazu ist es notwendig, die steuerlichen Begünstigungen im 

Hinblick auf energetische Gebäudesanierungen an den Anforderungen der 

Energieeinsparverordnung in der jeweils gültigen Fassung auszurichten.  

Seitenanfang 

 

02 Ältere arbeiten häufiger 

In der Altersgruppe der 55 bis 64 Jahre alten Berufstätigen sind gemäß den 

Auswertungen des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden die 

Beschäftigtenzahlen zwischen 2000 und 2009 von 37 auf 56 Prozent Arbeitnehmer 

gestiegen. Gleichzeitig weist die erhöhte Beschäftigung dieser Arbeitnehmer den 

größten Zuwachs unter allen Altersgruppen aus. Auch wenn sie das gesetzliche 

Rentenalter erreicht haben, arbeiten immerhin noch vier Prozent der älteren weiter. 

Deutschland liegt damit auf europäischer Ebene über dem EU-Durchschnitt und 

steht mit 46 Prozent nach Schweden, denn dort beträgt die Quote der 

Erwerbstätigen der älteren 70 Prozent, an zweiter Stelle in Europa. 

(Quelle: FAZ vom 21. Juni 2011) 
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03 Rentner sollen Mangel an Zivildienstleistenden ausgleichen 

In Zukunft wird es durch die Bundeswehrreform an Hilfspersonal fehlen, das in der 

Vergangenheit durch Zivildienstleistende gestellt wurde. Dies betrifft vor allem 

Sozialverbände neben anderen Institutionen, die vom Bundeswehrersatzdienst den 
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Einsatz von Fahrern, Hilfspflegern und Assistenten bewerkstelligen konnten. Am 1. 

Juli 2011 ist es soweit und der Zivildienst fällt weg. Es wurde errechnet, dass damit 

in den sozialen Einrichtungen maximal knappe „zehn Prozent der geplanten 

Freiwilligenstellen besetzt werden können“. Allein beim Deutschen Roten Kreuz 

werden nahezu 300 Stellen nicht besetzt werden können, weil bislang zu wenige 

Bewerbungen Freiwilliger vorliegen. Bei der Arbeiterwohlfahrt sind zurzeit nur 20 von 

150 Stellen besetzt. Es wird der Bundesregierung zur Last gelegt, dass aufgrund 

mangelnder Bekanntheit des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) bislang so wenig 

Resonanz auf die offenen Stellen erfolgt sei. Man habe es versäumt, rechtzeitig für 

die Sache zu werben, indem man sich z. B. an Frührentner und Rentner gewandt 

hätte.  Der BFD ist weiten Teilen der Bevölkerung, insbesondere der Zielgruppe 

Rentner, nicht bekannt. Die Umstellung sei im Übrigen zu rasch erfolgt. Nun wollen 

die Verbände das Versäumte nachholen und die betreffenden Zielgruppen u. a. über 

Netzwerke ansprechen. „Die Helfer sollen 330 Euro Taschengeld“ erhalten. 

(Quelle: 

http://www.sz-

online.de/Nachrichten/Chemnitz/Kaum_Freiwillige_JEtzt_sollen_Rentner_die%20Zivi

-Luecke_stopfen/articleid-2792422) 
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04 Die Bundeskanzlerin äußert sich kritisch zur schnellen Angleichung der 

Ostrenten 

Angela Merkel hat sich gegen eine voreilige Angleichung der Ost-Renten 

ausgesprochen. Sie sieht die Gefahr einer Benachteiligung der Ost-Rentner in der 

Zukunft, wenn man jetzt zu schnell handelte. Eine vorschnelle Angleichung an das 

westliche Rentensystem könne dazu führen, dass der Ost-Rentner der Zukunft 

weniger Renteneinkünfte erhalte als der Ost-Rentner der Gegenwart. Daher brauche 

es Zeit für die in Arbeit befindliche „gerechte Lösung“. 

(Quelle: http://www.focus.de/politik/schlagzeilen/nid_75168.html) 

Seitenanfang 

 

05 Berlin will weniger Beamte 

Der parteilose Berliner Finanzsenator Ulrich Nussbaum soll nach Angaben der 

Berliner Zeitung nach abgeschlossener Abgeordnetenhauswahl am 18. September 

2011 beabsichtigen, weniger Beamte einzustellen. Diese sollten jedoch besser 

bezahlt werden. Er begründete die Personalreduzierung damit, dass sie vonnöten 

sei, um die „Schuldenbremse einzuhalten“. Dabei klammerte er wichtige Bereiche 

vom Personalabbau aus, so werden weiterhin die bedeutenden Besetzungen wie 

zum Beispiel bei den Lehrern, Polizisten, Justiz- und Vollzugsbeamten in der 

erforderlichen Menge beibehalten. 

Im öffentlichen Dienst sind in Berlin zurzeit 106.000 Vollzeitstellen besetzt, die man 

auf 100.000 reduzieren könne. Es heißt, dass damit bezüglich der 

Verwaltungsleistung keine Einbußen zu erwarten seien. Des Weiteren bliebe es auch 

bei der Erhöhung der Besoldung wie vorgesehen zum 1. August 2011 um zwei 

Prozent. Selbst für den Haushaltsentwurf 2012/2013 soll es – so Nussbaum – bei 

den Erhöhungen bleiben. 

http://www.sz-
http://www.focus.de/politik/schlagzeilen/nid_75168.html
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(Quelle: 

http://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/regioline_nt/berlinbrandenburg_nt/article13440

866/Nussbaumwill-weniger-Beamte.html) 

Seitenanfang 

 

06 Geplante Forschungsbündelung für eine neue Alterskultur 

Der Stiftungsprofessor für Alternswissenschaften an der Universität Frankfurt, Frank 

Oswald, plädiert für ein „Altern ohne Angst“. Er äußerte, dass es bis zum Jahr 2013 

möglich sei, ein universitäres Zentrum für Alternsforschung in Frankfurt zu platzieren 

bzw. zu institutionalisieren. Darin könne man nach seinen Aussagen alle 

Wissensstände der Alternsforscher, Psychologen und Mediziner „bündeln“ und somit 

die jetzige Arbeit auf eine breitere Basis stellen. 

Die Forschungsarbeit sieht eine Beteiligung aller relevanten Wissenschaftler vor: 

Psychologen, Gerontopsychiater, Rechtswissenschaftler und Praktiker für moderne 

Technik wie den Einsatz von Robotern etc. Mit Unterstützung der Volkswagenstiftung 

sind bereits Projekte an den Start gegangen. Ziel ist die Verbesserung der 

medizinischen Behandlung älterer Menschen. Die Ergebnisse sollen auch in den 

gesellschaftlichen Diskurs gestellt werden, damit die Forschung zu einem 

„angstfreien Umgang mit dem Altern“ führe, weil sie den Anforderungen bis hin zur 

moraltheologischen Bewertung gerecht werden soll. Damit werde – so Frank Oswald 

– „eine neue Kultur des Alterns“, die gesellschaftlich gebraucht wird, unterstützt. 

(Quelle FAZ vom 21. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

07 Europäischer Gerichtshof stärkt Verbraucherrechte 

Der Bundesgerichtshof (BGH) gab in der Vergangenheit den Händlern recht und ließ 

den Verbraucher lediglich über das Instrument des Schadensersatzprozesses ein 

Gewährleistungsrecht geltend machen. Hierbei wurde auf ein Verschulden des 

Händlers abgestellt, was sich jedoch meistens nicht nachweisen ließ, denn die 

heutzutage üblichen langen Lieferketten sind nicht geeignet, nachprüfbar den 

Verursacher zu ermitteln. Daher wurde das bisherige Gewährleistungsrecht 

zugunsten des Verbrauchers gestärkt. 

Die Frage der Vereinbarung mit dem Europarecht führte zur Vorlage beim 

Europäischen Gerichtshof, der nunmehr – mit Urteil vom 16. Juni 2011 – entschied, 

dass dem Konsumenten nicht zuzumuten sei, die entstehenden Kosten, z. B. für eine 

Austauschlieferung mangelhafter Ware/Einbauten zu übernehmen. Dies falle unter 

die europäische Verbraucherschutzrichtlinie, die besagt, dass eine Ersatzlieferung 

„ohne erhebliche Unannehmlichkeiten für den Verbraucher zu erfolgen habe“. 

Austauschkosten fallen unter diese Begrifflichkeit.  

Nach dem neuen Urteil ist eine Einschränkung für den Fall gegeben, wenn eine 

Unverhältnismäßigkeit zwischen den Austauschkosten und dem Kaufpreis vorliegt. 

Dann hat der Verbraucher Anspruch auf eine angemessene Entschädigung, wobei 

es problematisch sei, den Betrag angemessen zu bestimmen. Möglicherweise wird 

die Entscheidung auch eine Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuches nach sich 

ziehen. 

(Quelle: FAZ vom 17. Juni 2011) 

Seitenanfang 
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08 Junge Menschen denken weniger an die Altersvorsorge 

Die Junion Investment beauftragte das Marktforschungsinstitut Forsa mit einer 

Umfrage zur Altersvorsorge. 

Im Ergebnis sind die Befragten sich zwar zu 65 Prozent darüber einig, dass eine 

Beschäftigung mit dem Thema finanzielle Versorgung fürs Alter notwendig sei, doch 

nur 30 Prozent ergreifen Maßnahmen hierfür. Jüngere Befragte gaben an, nicht über 

die Mittel zu verfügen, um im Rahmen einer Riester-Rente für die Zukunft sparen zu 

können. Die Einnahmen seien bei 25 Prozent der jüngeren unter den Befragten nicht 

entsprechend vorhanden. Gleichzeitig wurde eine Abnahme des Interesses am 

Thema bei allen Altersgruppen festgestellt. Es wurden 500 private Haushalte befragt 

(20 bis 59jährige), die wenigstens eine Kapitalanlage besitzen. 

(Quelle: FAZ vom 21. Juni 2011) 
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09 Private Krankenversicherung warnt vor Staatszugriff  

Der Verband der privaten Krankenversicherer (PKV) tritt der Planung der Koalition 

entgegen, die für den Aufbau der gesetzlichen Pflegeversicherung für die 

Versicherer vorsieht, Reserven für deren Finanzierung aufzubauen. Der Verband ließ 

verlautbaren, dass man mit dem „neuen Element der Kapitaldeckung“ eine Anlage 

des Geldes nicht im staatlichen Wirkungsbereich vornehmen sollte. Andernfalls 

ergebe sich die gefährliche Lage, seitens der Politik die finanzielle Reserve 

zweckentfremdet zu investieren, zumindest könne die „Versuchung“ dazu entstehen. 

(Quelle: FAZ vom 17. Juni 2011) 
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